
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja 13. M A 1 1978

55

Gesetzt ArbGG § 2 Abs. 1 Nr« 2; BGB § 611 Fürsorgepflicht,* 
RYO §§ 1401, 1418, 1426 ffo| ZPO § 256

Leitsätze:

L  Der Arbeitgeber ist nicht nur kraft öffentlichen Rechts, 
sondern auch aufgrund seiner arbeitsvertraglichen Für­
sorgepflicht gehalten, in die Versicherungskarte des 
Arbeitnehmers das volle beitragspflichtige Bruttoarbeits 
entgelt einzutragen (vgl. BAG AP Nr, 56 zu § 6ll EGB 
Fürsorgepflicht).

2. Für eine entsprechende Feststellungsklage ist der Rechts 
weg zu den Gerichten für Arbeitssachen gegebene

j5o Ein rechtliches Interesse an der begehrten Feststellung 
besteht, soweit eine Nachversicherung nicht mehr möglich 
ist oder die Beitragseinzugsstelle dem Arbeitnehmer an­
heimgestellt hat, die Höhe des beitragspflichtigen 
Bruttoarbeitsentgelts durch die Gerichte für Arbeits­
sachen klären zu lassen (im Anschluß an BGHZ 2JS 190
z W ) -

Aktenzeichen: 5 AZR 385/69 
Urteil des BAG vom lj5. Mai 1970 LAG Hamm
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8 Sa 178/69 Hamm
Verkündet am 
13o Hai 19?0
gea» Heinrich, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In 'Sachen

mm
n'Sac

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 13» Hai 1970 durch 
den Senatspräsidenten Dr„ Schröder, die Bundesrichter 
Dr„ Auffarth und Siara sowie die Bundesarbeitsrichter 
Schleinkofer und Krebs für Recht erkannt 1

Auf die■Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 20„ Juni 1969 
- 8 Sa 178/69 - aufgehobene
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen, auch zur Entscheidung über die 
Kosten der Revision«

V o n  R e c h t s  w e g e n
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Die Klägerin war von 1950 bis zum 20» Juli 1968 als 
Verkäuferin beim Beklagten tätig» Die Höhe des ausgezahl­
ten Lohnes ist streitig» Hit ihrem ursprünglichen Klag­
antrag hat die Klägerin zunächst verlangt, in ihre Arbei­
terrentenversicherungskarten Nr» 6 und 7 bestimmte, über 
den tatsächlich eingetragenen Beiträgen liegende Brutto- 
arbeitsbezüge einzutragen, und zur Begründung vorgetragen, 
der Beklagte habe ihre Sozialversicherungsbeiträge unrich­
tig berechnet und abgeführt, indem er weit unter dem wirk­
lichen Lohn liegende Beträge zu Grunde gelegt und in die 
Versichorungskarten eingetragen habe» Das habe sie erst 
bei Aushändigung der Versicherungskarten im Jahre 1968 er­
fahren» Die dem Arbeitgeber auf Grund öffentlich-rechtlicher 
Rechtsverhältnisse auferlegten Pflichten zur richtigen Er­
teilung von mit dem Arbeitsvorhältnis im Zusammenhang ste­
henden. Bescheinigungen seien zugleich Verpflichtungen des 
Arbeitgebers1 gegenüber dem Arbeitnehmer kraft Pürsorge- 
pflicht» Andernfalls wäre der Arbeitnehmer auf den noch 
nicht fälligen und möglicherweise später nicht realisier­
baren Schadenersatzanspruch aus einer Unterversicherung 
angewiesen» Die zuständige AOK habe ihre Ermittlungen 
vorläufig eingestellt und der Klägerin anheimgegeben, 
beim Arbeitsgericht zu klagen»

Der Beklagte hat seinen Klagabweisungsantrag damit 
begründet, daß die Klägerin nur das in den Versicherungs­
karten eingetragene Entgelt erhalten und auch früher keine 
Beanstandungen erhoben habe; außerdem sei der Berichtigungs­
anspruch verfallen»

Das Arbeitsgericht hat der Klage nach Beweisaufnahme 
hinsichtlich der Eintragung für 1968 stattgegeben und im 
übrigen den Berichtigungsanspruch auf Grund der tarif­
lichen Ausschlußklausel des § 16 des für allgemeinver-
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bindlich erklärten Manteltarifvertrages für den Einzelhandel 
in Nordrhein-Westfalen vom 1. Juni 1965 als verfallen ange­
sehene,

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte Berufung und die 
Klägerin Anschlußherufung eingelegt« Sie hat ihren erstin­
stanzlichen Antrag weiterverfolgt und weiter hilfsweisc Ein­
tragung der geforderten Angaben in die von ihr vorzulegenden 
Angestelltenversicherungskarten verlangt, sofern das Berufungs­
gericht ihre Zugehörigkeit zur Angestelltenversicherung be­
jahen sollte«

Das Landesarbeitsgericht hat den Rechtsweg vor den 
Arbeitsgerichten verneint und die Klage als unzulässig abge­
wiesen« Zur Begründung hat es ausgeführt; Der Arbeitgeber 
müsse zwar kraft seiner Fürsorgepflicht für die sozialvcr- 
sicherungsrechtliehen Belange des Arbeitnehmer sorgen und 
könne bei Verletzung dieser Obliegenheit schadenersatzpflich­
tig werden« Der Anspruch auf eine zutreffende Entgeltbc s che i- 
nigung in der Versicherungskarte sei jedoch öffentlich-recht­
licher Natur und falle in die Zuständigkeit der Sozialgcrich- 
te, die notfalls von dem kraft Amtes zur Aufklärung der so­
zialversicherungsrechtlichen Fragen verpflichteten Renten­
versicherungsträger angerufen werden müßten« Die Durchsetzung 
des Anspruchs im zivilprozessualen Verfahren würde wegen der 
Parteiherrschaft und des Grundsatzes der formellen Wahrheit 
objektiv unrichtige Entgeltsbescheinigungen ermöglichen, die 
bei der späteren Rentenbernessung zu Lasten der Gesamtheit 
der Versicherten gehen könnten« Gerade im vorliegenden Fall 
könnten die Arbeitsgerichte den Streit um die Eintragung auf 
der Versicherungskarte nicht abschließend erledigen, weil die 
Klägerin davon ausgehe, daß die Beiträge nicht ordnungsgemäß 
abgeführt seien, und es sich in Walirheit um die Frage der 
Nachversicherung handele« - Auch für eine gemäß § 159 ZPO 
angeregte Erweiterung der Klage auf Nachentrichtung der Bei­
tragsdifferenz sei das Arbeitsgericht nicht zuständig« Dieses 
könnte auch hinsichtlich der Nachversicherung über einen
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länger als zwei Jahre zurückliegenden Zeitraum keine end­
gültige Entscheidung des Rentenversicherungsträgers, die 
von besonderen Umständen abhingc und zum Teil in dessen Er­
messen liege, herbeiführeno Im übrigen seien auch die Ver- 
sichcrungsträger an eine arbeitsgerichtliche Entscheidung 
nicht gebundene

Die Klägerin ist in der zugelassenen Revision von der 
Leictungs- zur Feststellungsklage übergegangen und bean­
tragt nunmehr,

festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet 
gextfesen wäre, die für die Rent envo rsiche rung 
der Klägerin zu zahlenden Beiträge von fol­
genden Bruttoarbeitsverdiensten zu entrichten:

1962 DM 6 o 661,04
1963 5o854,16
1964 5o851,56
1965 5o721,56
1966 5 o728,84
1967 6o095,84
1968 3 o682,72

Der Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision»

Die Revision hat, nachdem die Klägerin von der 
Leistmigs- zur Feststellungsklage übergegangen ist, Er­
folg und führt zur Zurückverweisung des Rechtsstreits»
Das Landesarbeitsgericht wird zu klären haben, welche 
Bruttoarbeitsbezüge die Klägerin in den streitigen Jahren 
erhalten hat»
Io Ein Übergang von der Leistungs- zur Feststellungs- 
klagc ist auch noch in der Revisionsinstanz möglich 
(BAG AP Nr» 20 zu § 133 f GewO; BAG AP Nr» 22 zu § 74 
HGB)o Die Klägerin verdeutlicht mit ihrem neuen Antrag 
nur, was sie von Anfang an mit ihrer Klage erstrebt hat» 
20 Für das in Form einer Feststcllungsklage neu ge­
faßte Klagebegehren steht der Rechtsweg zu den Gerichten
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für ArbeitsSachen offene Zwar besteht auch aus dem öffent­
lich-rechtlichen Verhältnis des Beklagten als Arbeitgeber 
zum Versicherungsträger die Verpflichtung, indie Versiche­
rung skarte das gesamte beitragspflichtige Brutto arb cits ent- 
gelt einzutragen (§ 1401 Abs«, 2 Ziff„ 2 RVO)„ Der Träger 
der Rentenversicherung hat die Einhaltung dieser Verpflich­
tung zu überwachen (§§ 1426 ff „ RVO; Verordnung über die 
Überwachung der Entrichtung der Beiträge zu den gesetz­
lichen Rentenversicherungen vom 28=, Juni 1963, BGBlo I 
So 445) und kann auch mit Ordnungsstrafen gegen einen 
Arbeitgeber Vorgehen, der zu niedrige Entgelte in die Ver­
sicherungskarte einträgt (§ 1431 Abs0 2 Ziff0 1 Buchst„ a 
RVO)o Der Arbeitgeber ist aber nicht nur kraft öffentlichen 
Rechtes, sondern auch auf Grund seiner arbeitsvertraglichen 
FürSorgepflicht gehalten, die sozialversicherungsrechtlichen 
Belange des Arbeitnehmers nicht dadurch zu gefährden, daß 
er auf Grund unrichtiger Bescheinigungen in Arbeitspapieren, 
hier der Versicherungskarte, zu geringe Beiträge abführt 
(BAG AP Nr„ 56 zu § 611 BGB Fürsorgepflicht; Hueck-Nipperdey, 
Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7° Auf1<,, L  Bdo, So 470;
Nikisch, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 3» Auflo, L  Bdo, § 36 
I 2 c, § 54- VI; vglo auch das Urteil des Senats AP I7r0 1 zu 
§ 47 LStDV)o Die Klägerin begehrt hier praktisch die Fest­
stellung, der Beklagte habe diese arbeitsvertragliche Für­
sorgepflicht infolge zu geringer Entrichtung von Sozial­
versicherungsbeiträgen verletzte Zur Entscheidung dieser 
Feststellungsklage sind die Gerichte für Arbeitssachen be­
rufen <>
3° Auch die Voraussetzungen des § 256 ZPO für eine Fest­
stellungsklage liegen vor0

Die begehrte Feststellung betrifft ein '*Rechtsverhält­
nis" , nicht nur eine TatsachenfestStellungo Denn es wird 
geltend gemacht, der Beklagte habe als Arbeitgeber die Ver­
pflichtung gehabt, auf Grund der von der Klägerin erzielten 
Bruttoarbeitsentgelte die entsprechenden Beiträge ab zufüh­
ren, und zwar kraft arbeitsvertraglicher Fürsorgepflichte
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Auch das erforderliche PestStellungsinteresse ist ge­
geben» Eine Nachentrichtung von Beiträgen, die auf einem 
anderen, spezielleren und umfassenderen Wege durchgesetzt 
werden könnte, dürfte für den größten Teil des Fest- 
stcllungszeitraums wegen Ablaufs der Zuei^ahresfrist des 
§ 1418 AbSo 1 BVO nicht mehr in Betracht kommen» Die Klä­
gerin ist insoweit auf die spätere Geltendmachung von 
Schadenersatzansprüchen gegen den Beklagten angewiesen, 
falls ihre Bente wegen zu geringer Entgeltberechnung und 
Boitragsabführung niedriger ausfallen sollte (BAG AP Nr» 1 
und 4 zu § 823 BGB Schutzgesetz)» Als Grundlage für einen 
derartigen, rein zivilrechtlichen Schadenersatzanspruch 
dient die vorliegende Feststellungsklage» Für das Jahr 
1?68 käme zwar noch eine Nachentrichtung von Beiträgen 
in Betracht» Insoweit ist aber nach dem unbestrittenen 
Vortrag der Klägerin davon auszugehen, daß die AOK als 
Einzugsstelle die Klägerin gerade auf den Bechtsweg zu 
den Arbeitsgerichten verwiesen und ein eigenes Tätigwer- 
dcii vorerst abgelehnt hat» Dann kann aber davon ausge­
gangen werden, daß die AÖK die Entscheidung der Arbeits­
gerichte sich auch zu eigen machen und auch hinsichtlich 
einer eventuellen Nachentnichtung von Beiträgen von ihr 
aus gehen wird (vgl» BGHZ 27, 190 £~ 195__7’) °
4» In der Sache selbst kann der Senat nicht abschließend 
entscheiden» Denn das angefochtene Urteil hat bisher keine 
Feststellungen darüber getroffen, welches Bruttoarbeits­
entgelt die Klägerin in den Jahren 1962 - 1968 wirklich 
erhalten hat» Dies wird das Landesarbeitsgericht nachzu- 
liolen haben» Deshalb muß der Bechts streit zur and er wei­
ten Verhandlung und Entscheidung an das Vordergericht 
zuriickverwiesen werden»
gez» Dr» Schröder Dr» Auffarth Siara

E» Schleinkofer Schäfer
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